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Liebe Mandantschaft,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir präsentieren Ihnen heute wieder eine 
breite Auswahl von Berichten aus unserer 
vielfältigen Beratungspraxis. 

Viele wichtige Themen werden wir alsbald 
wieder im Rahmen unseres Infoseminars am 
22./23.06. diskutieren, zu dem Sie sich  
anmelden können: 

 

Auch freuen wir uns über Ihre Teilnahme am 

Zur Anmeldung  

Online-Seminar: Praxis und Rechtsrahmen des  

Betriebs von Wertstoffhöfen  

am 11.05.2023 

Nähere Informationen zu weiteren [GGSC] 
Seminaren finden Sie hier und im Weiteren 
unter [GGSC] auf Veranstaltungen. 

Eine anregende Lektüre wünscht 
Ihr [GGSC] Team 

DIE THEMEN DIESER AUSGABE: 

 

• Startschuss Nationale  
Kreislaufwirtschaftsstrategie 

• LAI-Auslegungsfragenkatalog soll Rechts-
unsicherheiten bei Anwendung der 
neuen ABA-VwV beseitigen 

• Weiterer Meilenstein erreicht: Erlass des 
Planfeststellungsbeschlusses für Ausbau 
der Deponie Kapiteltal 

• Weitere Beschleunigung immissions-
schutzrechtlicher Verfahren 

• Ersatzbaustoffverordnung und Entsor-
gung von Massenabfällen: Schnittstelle 
Deponien 

• Wahl des Kalkulationszeitraumes und 
fristgerechter Ausgleich von Über-/Unter-
deckungen nach § 5 Abs. 2 NKAG 

• EuGH-Urteil entscheidet für Einspeisevor-
rang von Müllverbrennungsanlagen 

• Rahmenvorgabe bestätigt - Verwaltungs-
gericht Braunschweig hält umfassende 
Umstellung auf gelbe Tonne für rechtmä-
ßig 

• „Klassiker“ der Systembetreiber 
• Abfallrechtliche Entscheidungen in Kürze 
• [GGSC] Seminare 
• [GGSC] Veröffentlichungen 
 

 
  

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/24-ggsc-infoseminar-erfahrungsaustausch-kommunale-abfallwirtschaft-1
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/praxis-und-rechtsrahmen-des-betriebs-von-wertstoffhoefen
https://www.ggsc-seminare.de/
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/praxis-und-rechtsrahmen-des-betriebs-von-wertstoffhoefen
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/24-ggsc-infoseminar-erfahrungsaustausch-kommunale-abfallwirtschaft-1
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[STARTSCHUSS NATIONALE  
KREISLAUFWIRTSCHAFTSSTRATEGIE] 

Im 2. Quartal des Jahres 2024 soll die natio-
nale Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) 
im Bundeskabinett beschlossen werden. So 
jedenfalls die Antwort der Bundesregierung 
auf eine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion. Als 
ein zentraler Baustein hat die Beteiligung von 
Stakeholdern mit der Auftaktveranstaltung 
zu einem Verbändedialog am 20. April dieses 
Jahres begonnen. Wie Bundesumweltminis-
terin Steffi Lemke dort betonte, soll zirkuläres 
Wirtschaften künftig Treiber für Umwelt-und 
Klimaschutz werden. Den Rahmen dafür soll 
die NKWS bilden. 

Handlungsfelder 

Von der Bundesregierung sind bereits acht 
Handlungsfelder identifiziert worden, die im 
Mittelpunkt der Strategie stehen sollen.  
Dabei geht es zum einen um die Stoffströme 
Kunststoffe, Metalle, Elektro- und Elektronik-
geräte, Fahrzeuge und Batterien sowie  
Bekleidung und Textilien. Aber auch die  
öffentliche Beschaffung und zirkuläre  
Produktionsprozesse sowie der Umgang mit 
Gebäuden sollen in den Blick genommen und 
zum Inhalt der Strategie werden. 

 

 

Beteiligung von Stakeholdern im Verbände-
dialog 

Für die Konkretisierung der Strategie will die 
Bundesregierung in einen Dialog mit allen  
relevanten Akteuren treten. Dafür sind Dia-
logprozesse mit Vertreter:innen von Wirt-
schafts-und Umweltverbänden, Gewerk-
schaften, Verbraucherschutz, Forschung und 
Zivilgesellschaft geplant. Ein erster Aufschlag 
wurde mit dem Spitzengespräch „1. Dialog-
forum Nationale Kreislaufwirtschaftsstrate-
gie“ als Auftaktveranstaltung zu einem Ver-
bändedialog gestartet, an der am 20. April 
Vertreter: Innen von BDE, VKU, DIHK, WV  
Metalle und ZVEI sowie Umwelt- und Ver-
braucherschutzorganisationen wie DUH, 
Greenpeace, NABU, BUND und VZBV teilge-
nommen haben – EUWID hat darüber berich-
tet (Ausgabe 17/2023). Weitere Dialoge zur 
Einbindung der Öffentlichkeit und der Zivil-
gesellschaft sollen folgen. 

Im Zuge der parlamentarischen „Kleinen  
Anfrage“ waren auch Fragen nach dem  
Umgang mit dem chemischen Recycling von 
Kunststoffen gestellt worden. Ob im Rahmen 
der NKWS z.B. neben Kunststoffrezyklaten 
auch die Nutzung von Biomasse und CO2 aus 
Carbon Capture and Utilization (CCU) als  
Ergänzung in Betracht kommt, ließ die Bun-
desregierung in ihrer Antwort aber zunächst 
offen. Dies gilt auch für eine mögliche künf-
tige Gleichbehandlung von chemischen  
Recyclingverfahren mit anerkannten mecha-
nischen Verfahren (vgl. hierzu die kleine  
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU vom 
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13.03.2023, BT-Drs. 20/6063 und die Ant-
wort der Bundesregierung vom 30.03.2023, 
BT-Drs. 20/6264 sowie den Beitrag dazu in 
der Kommunalwirtschaft vom 14.04.2023). 
Insoweit soll dem Ergebnis des Dialogprozes-
ses offenbar nicht vorgegriffen werden. 

Perspektiven der nationalen Kreislaufwirt-
schaftsstrategie – aktuelle Diskussionsan-
sätze 

Die nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie 
soll übergeordnete Ziele, Handlungsfelder, 
strategische Maßnahmen und Instrumente 
formulieren. Schnittstellen zu bereits existie-
renden Strategien sollen analysiert und  
berücksichtigt werden. Bislang ist es dagegen 
nicht geplant, in die die Strategie auch kon-
krete Gesetzesvorhaben zu integrieren. Von 
einigen Seiten ist in der Auftaktveranstal-
tung angemahnt worden, die Strategie mög-
lichst konkret umsetzungsfähig und verbind-
lich zu entwickeln bzw. zu formulieren, so z.B. 
von Vertreter:innen des NABU. Insbesondere 
vom SPD-Bundestagsabgeordneten Thews 
wurde ein höheres Tempo bei der Novellie-
rung der Gewerbeabfallverordnung oder des 
Fondsmodells im Verpackungsgesetz gefor-
dert. Für den BDE mahnte Präsident Kurth an, 
mit der Industrie stoffstromspezifische Maß-
nahmen für eine stärker konturierte Kreis-
laufwirtschaft zu entwickeln. Er strich außer-
dem die Bedeutung von Rechtssicherheit und 
Vollzug heraus und lenkte den Blick auf die 
Ebene des EU-Rechts (s. auch dazu EUWID 
17/2023). 

Ausblick – auch auf das GGSC-Infoseminar 
mit Schwerpunkt NKWS: Diskutieren Sie 
mit! 

Es bleibt abzuwarten, mit welchen Schwer-
punkten und mit welchem Konkretisierungs-
grad die nationale Kreislaufwirtschaftsstra-
tegie ausgestattet wird. 

Auf unserem Erfahrungsaustausch kommu-
nale Abfallwirtschaft (GGSC-Infoseminar) 
am 22.06.2023 können Sie sich aus erster 
Hand informieren und mitdiskutieren: So 
wird der Leiter des Referats Nationale Kreis-
laufwirtschaftsstrategie, Herr Dr. Florian 
Kammerer den aktuellen Stand der NKWS in 
einem Aufschlag kurz vorstellen. An sich an-
schließenden Beiträgen und der folgenden 
Diskussion beteiligen sich Frau Prof. Dr. 
Christina Dornack vom Sachverständigenrat 
für Umweltfragen, Herr Patrick Hasenkamp 
vom vku, Herr Peter Kurth vom BDE und Herr 
Michael Thews (MdB SPD). Seien Sie dabei 
und diskutieren Sie mit! 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/caroline-von-bechtolsheim
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-frank-wenzel
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[LAI-AUSLEGUNGSFRAGENKATALOG 
SOLL RECHTSUNSICHERHEITEN BEI 
ANWENDUNG DER NEUEN ABA-
VWV BESEITIGEN] 

In unserer Newsletter-Ausgabe vom Juli 2022 
hatten wir uns bereits mit der neuen allge-
meinen Verwaltungsvorschrift Abfallbe-
handlungsanlagen (ABA-VwV) auseinander-
gesetzt, die am 16.02.2022 in Kraft getreten 
ist. Nr. C.5.4.8.11b Abs. 2 ABA-VwV fordert, 
dass in Anlagen, die Abfälle für die (Mit)Ver-
brennung mit einer Kapazität von mehr als 
50 Tonnen je Tag vorbehandeln, die Maschi-
nen, Geräte oder sonstige Einrichtungen zur 
Aufbereitung ausnahmslos in geschlossenen 
Räumen errichtet oder die Anlagenteile  
gekapselt werden. Auf Seiten der Anlagenbe-
treibenden und Überwachungsbehörden  
besteht bei der Auslegung und Umsetzung 
dieser Norm große Unsicherheit, inwieweit 
Ausnahmen im Einzelfall zugelassen werden 
können. Der LAI-Auslegungsfragenkatalog 
soll nun bald Licht ins Dunkel bringen. 

Diskussionsstand in der Arbeitsgruppe  
„Auslegungsfragen zur TA Luft“ 

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für 
Immissionsschutz (LAI) diskutiert aktuell in 
der Ad-hoc-Arbeitsgruppe „Auslegungsfra-
gen zur TA Luft“ die Frage der Verhältnismä-
ßigkeit von Nr. C.5.4.8.11b Abs. 2 ABA-VwV. 

Nach dem bisherigen Diskussionsstand wird 
dort erfreulicherweise auch gesehen, dass 
die Norm im Lichte sowohl der Nr. 5.1.1 der 

TA Luft als auch der vorangestellten allge-
meinen Erwägungen der BVT-Schlussfolge-
rungen für Abfallbehandlungsanlagen 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1147 
vom 10.08.2018) einer Auslegung dahinge-
hend zugänglich ist, dass unter Beachtung 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes  
andere Techniken eingesetzt werden kön-
nen, die ein der Kapselung/Einhausung min-
destens gleichwertiges Umweltschutzniveau 
gewährleisten. Es stellt sich indes die Frage, 
wie diese Gleichwertigkeit in der Praxis nach-
gewiesen und überprüft werden kann. Hier-
für entwickelt die Arbeitsgruppe derzeit  
Bewertungskriterien. 

Ausblick 

Die Diskussionsergebnisse aus der Arbeits-
gruppe sollen in Form von Auslegungshin-
weisen in den offiziellen LAI-Auslegungsfra-
genkatalog für die TA Luft aufgenommen 
werden. Es bleibt abzuwarten, ob die entwi-
ckelten Bewertungskriterien für den Gleich-
wertigkeitsnachweis praxisgerecht und um-
setzbar sein werden. Ebenso wird sich zeigen, 
ob alternative Staubminderungsmaßnah-
men, die bisher in der Praxis anerkannt  
waren, die sich erfahrungsgemäß zur Begren-
zung von diffusen Staubemissionen in die 
Luft bewährt haben und deren Eignung mit 
Erfolg im Betrieb erprobt wurde, d.h. entspre-
chend allgemein gesichert ist, per se als 
gleichwertig anerkannt werden. 
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Ob der LAI-Auslegungsfragenkatalog künftig 
dazu beitragen kann, die Rechtsunsicherhei-
ten zwischen den Anlagenbetreibenden und 
den Überwachungsbehörden zu beseitigen, 
muss sich schließlich noch erweisen. Um eine 
uneinheitliche Anwendung in den verschie-
denen Bundesländern und um Rechtsstrei-
tigkeiten zu vermeiden, wäre eine förmliche 
Änderung der ABA-VwV auf Bundesebene 
angezeigt. 

[GGSC] vertritt öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger und kommunale Entsorgungs-
unternehmen regelmäßig gerichtlich und  
außergerichtlich in allen Fragen des Abfall- 
und Anlagenzulassungsrechts. 

Die ABA-VwV steht im Übrigen auch auf dem 
Programm unseres Infoseminars 
(23.06.2023, 10:00 Uhr: „Genehmigungs-
rechtliche Hürden für Abfallbehandlungsan-
lagen nach TA Luft und ABA-VwV“). 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[WEITERER MEILENSTEIN ERREICHT: 
ERLASS DES PLANFESTSTELLUNGSBE-
SCHLUSSES FÜR AUSBAU DER DEPO-
NIE KAPITELTAL] 

Die Zentrale Abfallwirtschaft Kaiserslautern 
AöR (ZAK) wird den von ihr in Kooperation 
mit einem privaten Partner betriebenen DK  
I-Deponieabschnitt der Deponie Kapiteltal 
um ein zusätzliches Ablagerungsvolumen 
von rund 865.000 Kubikmeter erweitern. Die 
Deponieerweiterung ist für die Deckung des 
Bedarfs an DK I-Deponieraum erforderlich, 
da mittelfristig in der Region kein ausrei-
chender Deponieraum zur Verfügung stehen 
wird. 

Konzept „Deponie auf Deponie“ als Erfolgs-
modell 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion 
Süd hat nunmehr in einem fast zweijährigen 
Zulassungsverfahren die Planfeststellung  
erteilt. Mit einem Netto-Deponievolumen 
von ca. 7,83 Mio. Kubikmeter wird das Ver-
füllende des gesamten DK I-Deponieab-
schnitts auf das Jahr 2048 geschätzt. Mit der 
Deponieerweiterung sind keine erheblichen 
Umweltauswirkungen verbunden. Die Scho-
nung von Ressourcen durch Errichtung einer 
„Deponie auf Deponie“ ist ein erheblicher 
Standortvorteil. So erklärt sich auch, dass die 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Ver-
bände zügig abgeschlossen wurde und die 
Planfeststellungsbehörde auf die Durchfüh-
rung eines Erörterungstermins verzichten 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/jens-kroecher
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/daniela-weber


 

 

 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2023 – 6 – 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

konnte. Bis zum Beginn der Projektrealisie-
rung wird noch mit mindestens 4 Jahren  
gerechnet. 

Projektsteuerung durch [GGSC] 

Das Projekt hat komplexe Fragen des Abfall-, 
Bodenschutz- sowie Wasserrechts aufgewor-
fen. [GGSC] hat die Projektsteuerung des  
interdisziplinären Planer- und Fachgutach-
terteams übernommen, das förmliche Plan-
feststellungsverfahren umfassend rechtlich 
begleitet und bei der Anpassung der vertrag-
lichen Grundlagen zwischen den Partnern  
juristisch beraten. Auch die künftigen Aus-
schreibungsverfahren begleitet [GGSC] 
vergaberechtlich. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

 

[WEITERE BESCHLEUNIGUNG  
IMMISSIONSSCHUTZRECHTLICHER 
VERFAHREN] 

Ein aktueller Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung soll immissionsschutzrechtliche  
Genehmigungsverfahren weiter beschleuni-
gen und Klimaschutz erleichtern. Geplant 
sind Änderungen verschiedener immissions-
schutzrechtlicher Detailregelungen. 

Im Windschatten der Aufregung über die  
geplanten Änderungen zum Heizungsaus-
tausch im Gebäudeenergiegesetz hat die 
Bundesregierung am 20.04.2023 einen vom 
BMUV vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung des Klimaschutzes beim 
Immissionsschutz, zur Beschleunigung  
immissionsschutzrechtlicher Genehmi-
gungsverfahren und zur Umsetzung von EU-
Recht beschlossen. 

Beschleunigung der Genehmigungsverfah-
ren 

Zur Beschleunigung von Genehmigungsver-
fahren für alle genehmigungsbedürftige  
Anlagen ist vorgesehen: 

• Die Genehmigungsfristen von 7 bzw. im 
vereinfachten Verfahren 3 Monaten sollen 
künftig ohne Zustimmung des Antragstel-
lers nur noch einmal verlängert werden 
können. 

• Die Vollständigkeit von Antragsunterla-
gen, ab der die vorgenannten Fristen  
beginnen, soll geregelt werden. Es soll 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/wiebke-richmann
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/daniela-weber
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klargestellt werden, dass einzelne fachli-
che Einwände und Nachfragen der Voll-
ständigkeit nicht entgegenstehen. 

• Auf Antrag oder mit Zustimmung des  
Antragstellers soll die Genehmigungsbe-
hörde einen Dritten als Projektmanager 
beauftragen. Dessen Kosten trägt der  
Antragsteller. 

Zur Beschleunigung von Genehmigungsver-
fahren speziell für Erneuerbare-Energien- 
Anlagen ist vorgesehen: 

• Die 2021 eingeführte Sonderregelung für 
Erneuerbare-Energien-Anlagen, wonach 
bei einer nicht fristgemäßen Stellung-
nahme einer beteiligten Behörde davon 
auszugehen ist, dass diese sich nicht  
äußern will, soll künftig auch für Elektroly-
seure gelten. 

• Die Regelung über das Repowering von  
Erneuerbare-Energien-Anlagen soll neu 
gefasst werden, um den Vollzug zu  
erleichtern. 

• Nur für Windenergieanlagen und Elektro-
lyseure soll auf einen Erörterungstermin 
verzichtet werden. 

• Nur für Windenergieanlagen sollen  
Monatsfristen für eine Widerspruchsbe-
gründung und behördliche sowie gericht-
liche Eilverfahren sowie deren Begrün-
dung eingeführt werden. 
 

Klimaschutz und Umsetzung von EU-Recht 

Die Zweckbestimmung des BImSchG soll fer-
ner um das Schutzgut Klima erweitert wer-
den, um diesen Zweck ausdrücklich klarzu-
stellen und zu betonen. Da die Verordnungs-
ermächtigungen des BImSchG hierauf ver-
weisen, werden auch Klimaschutzregelun-
gen in Rechtsverordnungen abgesichert. 

Schließlich sollen mit dem Gesetz unions-
rechtliche Vorgaben der Industrieemissions-
richtlinie umgesetzt werden, um eine von der 
EU-Kommission festgestellte Vertragsverlet-
zung auszuräumen. Dazu soll klarer geregelt 
werden, wann eine Öffentlichkeitsbeteili-
gung erforderlich ist. Außerdem sollen bei 
Beschwerden behördliche Überwachungs-
maßnahmen künftig unverzüglich und,  
soweit erforderlich, vor der Erteilung, Erneu-
erung oder Aktualisierung einer Genehmi-
gung erfolgen. 

Bewertung 

Der Gesetzentwurf zeigt, wie kleinteilig das 
große politische Versprechen der Verfahrens-
beschleunigung umgesetzt werden muss, 
um an verschiedenen Stellen des Genehmi-
gungsverfahrens Beschleunigungspotenziale 
heben zu können. Er zeigt ferner die Frag-
mentierung der Verfahrensregelungen. Denn 
einige Regelungen sollen für alle Anlagen gel-
ten, andere für Erneuerbare-Energien-Anla-
gen und Elektrolyseure, wieder andere nur 
für einzelne Erneuerbare-Energien-Anlagen-
typen wie Windenergieanlagen. 
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Diese Differenzierungen machen die Rege-
lungen komplizierter und können die Hand-
habung erschweren. Sonderregelungen für 
Erneuerbare-Energien-Anlagen konkretisie-
ren aber das überragende öffentliche Inte-
resse an deren schneller Umsetzung zur  
Sicherung der Energieversorgung und des Kli-
maschutzes. Deshalb ist eine besondere ver-
fahrensrechtliche Priorisierung sinnvoll.  
Außerdem kann dieses Ziel besondere Ein-
schränkungen des Rechtsschutzes Dritter 
rechtfertigen. 

Jetzt muss zunächst das Gesetzgebungsver-
fahren durchgeführt werden. Vielleicht fin-
den sich dort noch weitere Beschleunigungs-
potenziale. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

[ERSATZBAUSTOFFVERORDNUNG 
UND ENTSORGUNG VON MASSEN-
ABFÄLLEN: SCHNITTSTELLE  
DEPONIEN] 

Am 01.08.2023 tritt die Ersatzbaustoffver-
ordnung (EBV) in Kraft; neben der neuen 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) ist die EBV Kernstück der 
sog. „Mantelverordnung“. Von diesem Zeit-
punkt an ist die EBV auf die Wiederverwen-
dung von mineralischen Abfällen und Neben-
produkten in technischen Bauwerken anzu-
wenden. 

Die EBV löst damit die – teils unterschiedli-
chen - Regelungen der Bundesländer ab, die 
ihre Vollzugspraxis seit langem an der LAGA-
Mitteilung 20 („Anforderungen an die stoffli-
che Verwertung von mineralischen Reststof-
fen/Abfällen“), kurz: „LAGA M20“ orientiert 
haben. 

Die Ablösung der LAGA M20 durch die neue 
EBV bedingt auch Änderungen an der 
Schnittstelle zur Beseitigung und Verwer-
tung von mineralischen Abfällen auf Depo-
nien. 

Ablösung der LAGA M20: Was ändert sich 
für Deponien? 

Bestimmte nach der EBV güteüberwachte 
und klassifizierte Abfälle dürfen künftig ohne 
eingehende Prüfung im deponierechtlichen 
Annahmeverfahren auf DK I- Deponien zur 
Beseitigung angenommen werden.  

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-georg-buchholz
https://www.ggsc.de/team/anwaltsteam/henriette-albrecht
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Für solche Abfälle entfallen z. B. Eingangs- 
und Kontrolluntersuchungen, vgl. § 6 Abs. 1a 
und § 8 Absätze 1 Satz 5, 2 Satz 1 Nr. 1 und 8a  
Deponieverordnung – DepV (in der ab 
01.08.2023 geltenden Fassung). Das EBV-Re-
gime tritt also partiell an die Stelle des DepV-
Regimes, um Doppelprüfungen zu vermei-
den. 

Auch bei der Verwertung von Abfällen in  
Deponien als „Ersatzbaustoffe“ für deponie-
technische Maßnahmen (z. B. Dichtungs- 
und Ausgleichsschichten, Stützkörper, Profi-
lierung) wird die EBV auf die Anwendung der 
DepV ausstrahlen. Diese synchronisiert 
schon in der bisherigen Fassung bestimmte 
Anforderungen mit den Regeln für den Ein-
bau von Abfällen in technische Bauwerke.  
So müssen Deponien bei der Verwendung 
von Ersatzbaustoffen mindestens die Anfor-
derungen einhalten, die bei der Verwertung 
der Abfälle außerhalb des Deponiekörpers 
gelten (Anhang 3 Nr. 1 Amtl. Anm. 3 und 4; 
relevant für DK 0 - Deponien). Diesbezüglich 
werden künftig die Kriterien der EBV anzu-
wenden sein. 

Prüfung nach der EBV bei Überschreitung 
von Zuordnungswerten 

Den Verwertungsweg auf Deponien steuert 
die DepV vor allem über Zuordnungswerte - 
regelmäßig einzuhaltende Grenzwerte für 
Schadstoffe in Abfällen, die als eingebaut 
werden sollen (§§ 14 ff. und Anhang 3 DepV). 
Anhang 3 enthält hierfür zahlreiche, histo-
risch gewachsene (und deshalb systematisch 

schwer zu durchschauende) Ausnahmerege-
lungen; diese sollen trotz Überschreitung 
einzelner Zuordnungswerte den Einbau un-
ter bestimmten Voraussetzungen ermögli-
chen. 

Eine für viele mineralische Abfälle (z. B. Stra-
ßenaufbruch) bedeutsame Ausnahmerege-
lung ist die Amtliche Anmerkung 2) zu  
Tabelle 1. Danach setzt die Überschreitung 
einzelner Zuordnungswerte mit Zustim-
mung der Behörde u. a. voraus, dass der Ein-
bau der Abfälle in technischen Bauwerken 
(also außerhalb des Deponiekörpers) mit de-
finierten technischen Sicherheitsmaßnah-
men zulässig wäre. Dies wurde bisher vor  
allem anhand der LAGA M20 geprüft. Künftig 
ist regelmäßig eine Bewertung anhand der 
EBV notwendig, es wird auf die Einbauwei-
sen/-voraussetzungen und auf die Material-
werte der EBV ankommen. Diese Kriterien 
weichen deutlich von der LAGA M20 abwei-
chen, die EBV ist wesentlich ausdifferenzier-
ter und regelt mehr Parameter. 

[GGSC] berät derzeit öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger und Deponiebetreiber bei 
der Verwertung von Massenabfällen - insbe-
sondere Straßenaufbruch in Deponien wie in 
technischen Bauwerken. Da die Mantelver-
ordnung nur in Randbereichen Übergangsre-
gelungen vorsieht, ist das neue Regime auf 
derzeit geplante Vorhaben anzuwenden (so-
fern der Einbau nicht bis Juli 2023 abge-
schlossen ist). 
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Die Mantelverordnung steht im Übrigen 
auch auf dem Programm unseres Infosemi-
nars (23.06.2023, 9:30 Uhr: „Die Mantelver-
ordnung ist da: Auswirkungen auf die Arbeit 
der örE“. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[WAHL DES KALKULATIONSZEITRAU-
MES UND FRISTGERECHTER AUS-
GLEICH VON ÜBER-/UNTERDECKUN-
GEN NACH § 5 ABS. 2 NKAG] 

In der Januar-Ausgabe unseres Abfall-
Newsletters hatten wir Sie über das am 
16.06.2022 ergangene Urteil des OVG Lüne-
burg zum Ausgleich von Kostenüber- bzw. 
Kostenunterdeckungen nach Maßgabe von 
§ 5 Abs. 2 NKAG informiert. Für Kommunen 
besonders relevant – mitunter auch irritie-
rend – waren die Vorgaben, die das Gericht 
an die Ermittlung des Vorliegens von Über-/ 
Unterdeckungen stellt (Stichwort: Keine  
Berücksichtigung der tatsächlichen Gebüh-
reneinnahmen) und die wir ausführlich  
besprochen hatten. 

Doch noch ein weiterer Punkt verdient  
Beachtung: Was müssen Kommunen bei der 
Wahl des Kalkulationszeitraumes beachten, 
damit ein ordnungsgemäßer Über-/ Unter-
deckungsausgleich möglich ist? Diese Frage 
soll Gegenstand des vorliegenden Beitrages 
sein, da sich die diesbezüglich ergangenen 
Hinweise des OVG Lüneburg ausschließlich 
auf die alte Rechtslage (§ 5 Abs. 2 NKAG in 
der bis zum 31.03.2017 geltenden Fassung) 
bezogen. 

Ausgangslage 

§ 5 Abs. 2 Satz 3 NKAG in der derzeit gelten-
den Fassung besagt, dass Kostenüberdeckun-
gen „innerhalb der auf ihre Feststellung fol-
genden drei Jahre“ auszugleichen sind und 
Kostenunterdeckungen innerhalb dieses 
Zeitraumes ausgeglichen werden sollen. In 
der bis zum 31.03.2017 geltenden Fassung 
hat § 5 Abs. 2 Satz 3 NKAG den Beginn des 
Ausgleichszeitraumes noch nicht an den Zeit-
punkt der Feststellung von Kostenüber- bzw. 
Kostenunterdeckung geknüpft, sondern vor-
gegeben, dass der Ausgleich „innerhalb der 
nächsten drei Jahre“ zu erfolgen habe. 

Sowohl nach alter als auch nach neuer 
Rechtslage sind für Benutzungsgebühren in 
Niedersachsen Kalkulationszeiträume von 
maximal drei Jahren zulässig (§ 5 Abs. 2 
Satz 1 NKAG). 

Das OVG Lüneburg hat in seiner Entschei-
dung vom 16.06.2022 (zur alten Rechtslage) 
dargelegt, dass vor Ablauf des Kalkulations-

https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2023/neues-zum-ausgleich-von-ueber-/-unterdeckungen-nach-5-abs-2-nkag
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-achim-willand
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-manuel-schwind
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zeitraumes eine Kostenüber- bzw. Kostenun-
terdeckung grundsätzlich nicht entstehen 
kann und dass sich die Ermittlung der Über-/ 
Unterdeckung auf den gesamten, ggf. mehr-
jährigen Kalkulationszeitraum (und nicht auf 
einzelne Jahre) beziehen muss. Nur wenn vor 
Beginn des Kalkulationszeitraumes, in dem 
die Über-/ Unterdeckungen letztmalig  
berücksichtigt werden können, eine  
Betriebsabrechnung nicht vorliegt, dürfe die 
Kommune ausnahmsweise auf Schätzungen 
zurückgreifen. 

Auswirkungen auf die Wahl des Kalkulati-
onszeitraumes 

Da das OVG Lüneburg die Zulässigkeit des 
(ausnahmsweisen) Rückgriffs auf Schätzun-
gen erstmals 2022 festgestellt hat, mussten 
Kommunen zur Zeit der alten Rechtslage  
davon ausgehen, dass Kostenüber- bzw. Kos-
tenunterdeckungen ausschließlich auf 
Grundlage einer nach Ablauf des Kalkulati-
onszeitraumes durchgeführten Nachberech-
nung festgestellt werden können. Die Wahl 
von aufeinanderfolgenden dreijährigen Kal-
kulationszeiträumen war jedenfalls nur  
unter Inkaufnahme des Risikos möglich, dass 
das OVG Lüneburg den Rückgriff auf Schät-
zungen nicht als ausreichend erachtet. Dies 
veranlasste den Gesetzgeber, § 5 Abs. 2 
Satz 3 NKAG zu ändern, so dass nunmehr ein 
Ausgleichszeitraum von drei Jahren nach 
Feststellung der Über- bzw. Unterdeckung 
zur Verfügung steht. 

 

Hat die Gesetzesänderung ihr Ziel erreicht 
und ist es Kommunen nach § 5 Abs. 2 Satz 3 
NKAG (in der seit 01.04.2017 geltenden Fas-
sung) möglich, einen ordnungsgemäßen 
Ausgleich von Kostenüber- bzw. Kostenun-
terdeckungen auch bei aufeinanderfolgen-
den dreijährigen Kalkulationszeiträumen  
sicherzustellen? Nach unserer Auffassung 
bestehen insoweit nicht unerhebliche Risi-
ken. 

Denn erfolgt die Feststellung der Über- und 
Unterdeckungen im Folgejahr nach Ablauf  
eines dreijährigen Kalkulationszeitraumes, 
steht ohne Rückgriff auf Schätzungen der 
laufende Kalkulationszeitraum für den Aus-
gleich nicht zur Verfügung. Handelt es sich 
bei diesem um einen Dreijahreszeitraum, 
wäre der Ausgleich zwingend im Jahr nach 
Ablauf des (zum Zeitpunkt der Feststellung) 
laufenden Kalkulationszeitraumes vorzuneh-
men. Damit wäre die Wahl aufeinanderfol-
gender dreijähriger Kalkulationszeiträume 
ausgeschlossen. Anders könnte dies zu beur-
teilen sein, wenn die Feststellung von Kos-
tenüber- bzw. Kostenunterdeckungen eines 
zurückliegenden Kalkulationszeitraumes erst 
im letzten Jahr des darauffolgenden Kalkula-
tionszeitraumes erfolgt, so dass nach Fest-
stellung drei Jahre zum Ausgleich zur Verfü-
gung stehen. Die Feststellung wird in aller Re-
gel aber bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
vorliegen. 
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Übertragbarkeit auf die neue Rechtslage? 

Die Aussage des Oberverwaltungsgerichtes, 
im Ausnahmefall könne die Höhe von Kos-
tenüber- bzw. Kostenunterdeckungen durch 
Schätzungen ermittelt werden, bezog sich 
auf die alte Rechtslage. Aus unserer Sicht ist 
zweifelhaft, ob diese Aussage auch auf § 5 
Abs. 2 Satz 3 NKAG in der seit 01.04.2017 gel-
tenden Fassung übertragen werden kann, 
denn der Gesetzgeber hat nun einen Zeit-
raum von drei Jahren nach Feststellung der 
Über- und Unterdeckungen vorgegeben, was 
an sich keinen Raum für Schätzungen lässt. 
Daneben wurde – bezogen auf die alte 
Rechtslage – auch durch die Entscheidung 
vom 16.06.2022 nicht geklärt, nach welcher 
Maßgabe der Ausgleich der Differenzbeträge 
zu erfolgen hat, die (zwangsläufig) durch die 
Schätzung einer Kostenüber- bzw. Kostenun-
terdeckung und deren nachträglicher rechne-
rischer Feststellung entstehen. 

Ein fehlerhafter Über-/ Unterdeckungsaus-
gleich kann zur Gesamtnichtigkeit der  
Gebührensatzung führen. Die Wahl des Kal-
kulationszeitraumes sollte vor diesem Hin-
tergrund und vor dem Hintergrund der noch 
ungeklärten Fragen zu § 5 Abs. 2 Satz 3 NKAG 
jedenfalls sorgfältig durchdacht werden. 

Gerne unterstützen wir Sie bei Fragen rund 
um die Erstellung von Gebührenkalkulatio-
nen und Nachberechnungen. 

Satzungsfragen stehen im Übrigen auch auf 
dem Programm unseres Infoseminars 

(23.06.2023, ab 11:00 Uhr im Fachforum 
„Satzungen/Alltagsfragen“. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

[EUGH-URTEIL ENTSCHEIDET FÜR 
EINSPEISEVORRANG VON MÜLLVER-
BRENNUNGSANLAGEN] 

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) hat durch Urteil vom 20.04.2023 auf 
ein Vorabentscheidungsersuchen des BGH 
entschieden, dass Anlagen, die teilweise 
Strom aus erneuerbaren Energien und teil-
weise aus herkömmlichen Energiequellen  
erzeugen, im Umfang des Anteils der erneu-
erbaren Energiequellen ebenfalls EEG-Anla-
gen sind (C-580/21). 

Daraus folgt ein Einspeisevorrang gegenüber 
konventionellen Stromerzeugungsanlagen 
für (ausschließlich) den Stromanteil, der aus 
erneuerbaren Quellen gewonnen wird. 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/katrin-jaenicke
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-manuel-schwind
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Bedeutung für Müllverbrennungsanlagen 

Nach der Rechtsauffassung der Klägerin im 
Ausgangsverfahren – die EEW Energy from 
Waste Großräschen GmbH – gilt dieser Ein-
speisevorrang auch für thermische Verwer-
tungsanlagen, soweit diese biologisch ab-
baubaren Anteile im Abfall verbrennen. 
Diese Anteile stellten „Biomasse“ sowohl 
nach den einschlägigen europarechtlichen 
Vorschriften als auch nach dem EEG dar. Eine 
abschließende Entscheidung des BGH mit Be-
zug zum konkreten Sachverhalt im Aus-
gangsverfahren steht zwar noch aus – nach 
dem Urteil des EuGH spricht nun allerdings 
viel für eine Bestätigung dieser Rechtsauffas-
sung. 

Sollte der BGH die Rechtsauffassung der EEW 
bestätigen, würde sich dies unmittelbar auf 
die Möglichkeit der Netzbetreiber zur Abre-
gelung der Netzeinspeisung bei Engpässen 
auswirken. Diese könnte bei thermischen  
Abfallverwertungsanlagen nicht mehr ent-
schädigungsfrei gefordert werden. 

Zudem wäre im Hinblick auf die Strompreis-
bremse mit einer deutlichen Reduzierung der 
Abschöpfungsbeträge zu rechnen. 

 

 

 

 

Mitgliedstaaten obliegt Festlegung von  
Kriterien für den Einspeisevorrang 

Abzuwarten bleibt die konkrete Ausgestal-
tung notwendiger Kriterien für den Einspei-
sungsvorrang durch den nationalen Gesetz-
geber. 

Neben seiner grundsätzlichen Feststellung 
hat der EuGH geurteilt, dass es Sache der Mit-
gliedstaaten ist, die Anwendungsmodalitä-
ten für den Einspeisevorrang festzulegen. 
Konkret bedeutet dies: Die nationalen  
Gesetzgeber haben transparente und nicht-
diskriminierende Kriterien für den vorrangi-
gen Netzzugang aufzustellen, die herangezo-
gen werden können um – unter Berücksichti-
gung der Zuverlässigkeit und Sicherheit des 
Netzes – eine Reihenfolge festzulegen, die 
sich nach dem Umfang des Anteils erneuer-
barer Energiequellen richtet. 

MVA stehen im Übrigen auch auf dem Pro-
gramm unseres Infoseminars (23.06.2023, 
9:00 Uhr: „Umbau, Erneuerung und Ökologi-
sierung von Müllverbrennungsanlagen“. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/linus-viezens
https://www.ggsc.de/team/anwaltsteam/felix-anlauf
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[RAHMENVORGABE BESTÄTIGT - 
VERWALTUNGSGERICHT BRAUN-
SCHWEIG HÄLT UMFASSENDE  
UMSTELLUNG AUF GELBE TONNE 
FÜR RECHTMÄSSIG] 

Die flächendeckende LVP-Erfassung mittels 
gelber Tonne kann durch den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger (örE) per Rah-
menvorgabe angeordnet werden – es kommt 
jedoch auf die Verhältnisse im Einzelfall an 
(Verwaltungsgericht Braunschweig, Urteil 
vom 23.02.2023, Az.: 4 A 213/21). Das Urteil 
erfolgte nur zwei Wochen nach einer ähnlich 
lautenden Entscheidung des Verwaltungsge-
richts Neustadt an der Weinstraße (bespro-
chen in der März-Ausgabe des [GGSC] Abfall-
Newsletters). 

Gericht weist Vorbringen der Systeme  
zurück 

Es zeichnet sich eine örE-freundliche Ausle-
gung des § 22 Abs. 2 VerpackG bei den erstin-
stanzlichen Verwaltungsgerichten ab –  
zumindest hinsichtlich der Umstellung von 
gelbem Sack auf gelbe Tonne. In der Stadt 
Salzgitter waren Abstimmungsverhandlun-
gen über die Einführung einer Tonnensamm-
lung gescheitert, woraufhin eine entspre-
chende Rahmenvorgabe erlassen wurde. Das 
VG Braunschweig beurteilte die Rahmenvor-
gabe als rechtmäßig und entkräftete nach-
vollziehbar und zutreffend die Argumente 
des klagenden Systems: 

Das System hatte u.a. behauptet, die Rah-
menvorgabe sei zu unbestimmt, da die Rah-
menvorgabe keine Angaben zur Anzahl der 
benötigten gelben Tonnen machte. Wie  
zuvor bereits das VG Neustadt an der Wein-
straße wies auch das VG Braunschweig die-
sen Einwand als unzutreffend zurück. 

Das System hatte zudem vorgebracht, dass 
durch die Einführung der Tonnensammlung 
eine Kostensteigerung von 48 % zu erwarten 
sei. Das Gericht erachtete die Rahmenvor-
gabe, entgegen dem Vorbringen des Sys-
tems, als nicht wirtschaftlich unzumutbar: 
Zum einen habe das System nicht nachvoll-
ziehbar vorgetragen, wie es zu dieser Steige-
rung kommen soll. Zum anderen ist nach 
dem Gericht die Argumentation der Systeme 
unzutreffend, die Anschaffungskosten für 
die Tonnen seien nur für den dreijährigen 
Rhythmus der LVP-Ausschreibung zu bemes-
sen. Vielmehr seien die Anschaffungskosten 
auf die Lebensdauer der Tonnen (10 bis 15 
Jahre) umzulegen. Damit kann die lange Ver-
wendungsdauer der Tonne weiter an Rele-
vanz in den Verhandlungen mit den Syste-
men gewinnen. 

In seinen Ausführungen zu den rechtlichen 
Vorgaben der Geeignetheit der Tonnen-
sammlung, eine möglichst effektive und um-
weltverträgliche LVP-Erfassung sicherzustel-
len, vertritt das Gericht erfreulicherweise 
ähnliche Positionen wie das VG Neustadt an 
der Weinstraße: Durch die Umstellung der 
Sammlung von gelben Säcken auf gelbe Ton-
nen werde das Ziel der Umweltverträglich-
keit durch eine erhebliche Reduzierung der 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/Newsletter/2023/Maerz_2023_-_Abfall/AbfallNL_202303.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/Newsletter/2023/Maerz_2023_-_Abfall/AbfallNL_202303.pdf
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Standortverschmutzungen gefördert. Wei-
terhin sei bei Umstellung des Sammelsys-
tems auf gelbe Tonnen eine Erhöhung der 
Sammelmenge an LVP zu erwarten. 

Einzelfallbetrachtung erforderlich 

Dennoch stellt das Gericht bereits in seinen 
ersten zwei Leitsätzen klar: Es kommt auf 
den Einzelfall an. Die mit den unterschiedli-
chen Erfassungssystemen einhergehenden 
Vor- bzw. Nachteile hingen wesentlich von 
den örtlichen Verhältnissen der jeweiligen 
Erfassungsgebiete ab. Insbesondere könne 
die Unterscheidung von städtischen zu länd-
lichen Gebieten eine Rolle spielen. Folglich ist 
es für örE empfehlenswert, Nachteile der  
Sackerfassung über einen längeren Zeitraum 
zu dokumentieren, um gegenüber den Syste-
men ausreichend Argumentationsmaterial 
zur Verfügung zu haben. 

Ausblick 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
mit dem VG Braunschweig nun das zweite 
Verwaltungsgericht innerhalb kurzer Zeit 
viele standardmäßig von den Systemen  
gegen eine Tonnensammlung vorgetragene 
Argumente zum Teil aus rechtlichen, zum Teil 
aus tatsächlichen Gründen entkräftet hat. 
Das VG Braunschweig hat allerdings die  
Berufung gegen das Urteil unter Hinweis auf 
eine grundsätzliche Bedeutung der Sache 
(§124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO) zugelassen, womit 
abzuwarten bleibt, ob eine eventuelle 

nächste Instanz den Argumenten des Ver-
waltungsgerichts folgen wird. 

Das Verpackungsrecht steht im Übrigen auch 
auf dem Programm unseres Infoseminars 
(23.06.2023, 13:30 Uhr im Fachforum B:  
„Fokus Verpackungen: VerpackungsVO der 
EU und Update Abstimmungsvereinba-
rung“). 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
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[„KLASSIKER“ DER  
SYSTEMBETREIBER] 

Vielerorts geht die Auseinandersetzung mit 
den Systemen um die Konditionen der  
Abstimmung und der Mitbenutzung kommu-
naler PPK-Erfassungssysteme weiter. In der 
Beratungspraxis führt [GGSC] bundesweit 
auch weiterhin viele Verhandlungen für 
Kommunen mit Systemen. Dabei fällt auf, 
dass gerade Kommunen, die bislang nicht 
vertreten wurden, immer wieder mit glei-
chen Argumenten von Systemen zu nachtei-
ligen Kompromissen gedrängt werden sollen. 
Wir wollen daher eine kleine Sammlung der 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/linus-viezens
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/ida-oswalt
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„Klassiker“ der Systeme preisgeben, bei  
deren Vorbringen Sie aufhorchen sollten: 

• „Unterschreiben Sie doch bitte schon mal 
die Systemfestlegung, wir wollen aus-
schreiben“ – Nein, die Systemfestlegung 
ist kein unselbständiger Teil der Abstim-
mungsvereinbarung. Es gibt nur eine 
(einzige) Abstimmungsvereinbarung. 

• „Bitte beeilen Sie sich, unsere Ausschrei-
bung LVP/Glas startet bald“. – Zeitdruck 
wird gerne taktisch genutzt, lassen Sie 
sich nicht unter Druck setzen. 

• „Wir möchten uns bei Ihnen vorstellen, 
wir sind der Ausschreibungsführer Glas“. 
– Das ist schön, aber für die Verhandlun-
gen zu allen Aspekten des VerpackG hat 
der Gesetzgeber den Gemeinsamen Ver-
treter geschaffen, der die Verhandlungen 
auf Seiten der Systeme bündelt. Der örE 
soll gerade nicht mit mehreren Systemen 
über unterschiedliche Aspekte der Ab-
stimmungsvereinbarung verhandeln 
müssen. 

• „Sie sind verpflichtet, ihre PPK-Kalkula-
tion offenzulegen.“ – Nein, eine solche 
Verpflichtung gibt es nicht. 

• „Lassen Sie uns doch die Laufzeit der  
Abstimmungsvereinbarung nicht  
begrenzen, das ist praktisch“. – Da die 
Systeme die Abstimmungsvereinbarung 
letztlich formal für die Aufrechterhal-
tung der Systemgenehmigung brauchen, 
ist es vor allem für die Systeme praktisch. 
Begrenzen sie jedoch die Laufzeit, um die 
Systeme wieder an den Tisch zu bekom-
men, wenn Ihnen selbst etwas wichtig 

ist, z.B. eine Anpassung der PPK-Mitbe-
nutzungsentgelte oder die Umstellung 
auf die Gelbe Tonne. 

• „Die Rahmenvorgabe ist unzulässig, sie 
muss mindestens ein Jahr vor Änderung 
erlassen werden“ – Die „Abstandsregel“ 
in § 22 Abs. 2 letzter Satz VerpackG gilt 
jedoch nur für den Fall, dass schon mal 
eine Rahmenvorgabe erlassen wurde. 

•  „Ich bin mir nicht sicher, ob ich hier eine 
Mehrheit der Systeme für diese Position 
bekomme“. – Genau, und Sie sind sich 
nicht sicher, ob Sie in Ihrem Kommunal-
parlament für sonderbare Positionen der 
Systeme eine Mehrheit bekommen. 

• „Sie sind der letzte örE, der ..“ – Wenn 
dieser Satz fällt, stimmt er meistens 
nicht. Es gibt dann neben Ihnen noch 
viele andere „letzte örE“. 

Vertreter:innen von örE übersenden wir auf 
Nachfrage gerne unser Handout mit Hinwei-
sen zu Verhandlungen mit den Systembe-
treibern. 

Das Verpackungsrecht steht im Übrigen auch 
auf dem Programm unseres Infoseminars 
(23.06.2023, 13:30 Uhr im Fachforum B:  
„Fokus Verpackungen: VerpackungsVO der 
EU und Update Abstimmungsvereinba-
rung“). 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-frank-wenzel


 

 

 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2023 – 17 – 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

[ABFALLRECHTLICHE ENTSCHEIDUN-
GEN IN KÜRZE] 

Im Folgenden finden Sie eine Auflistung  
aktueller abfallrechtlicher Entscheidungen in 
einer Kurzfassung. 

Bodenschutzrechtliche Anordnung gegen 
eine Gemeinde 

Ohne Erfolg blieb eine Gemeinde auch in der 
zweiten Instanz in Anfechtung einer boden-
schutzrechtlichen Anordnung von Untersu-
chungsmaßnahmen im Bereich einer ehema-
ligen gemeindlichen Hausmülldeponie 
(BayVGH, Beschl. v. 13.04.2023, Az.: 24 ZB 
22.2208). 

Lagerung von Abfällen 

Mit der Lagerung von Abfällen unter immis-
sionsschutzrechtlichen Aspekten befasst sich 
das OVG NRW in seinem Beschluss vom 
06.04.2023 (Az.: 8 B. 78/23). 

Abfall im Wald 

An eine abfallrechtliche Sonderregelung in  
§ 24 Abs. 1 LWaldG Bbg erinnert das VG 
Frankfurt/Oder (Urt. v. 10.03.2023, Az.: 5 K 
433/20). Danach ist es verboten, Wälder 
dadurch zu verschmutzen, dass Abfälle „wie 

z. B. gebrauchte Verpackungen, Sperrmüll, 
Bauschutt, Altautos und Klärschlamm oder 
Abwasser oder andere nicht zum Waldgehö-
rende Gegenstände oder Stoffe (…) im Wald 
abgelagert oder sonst zurückgelassen oder in 
diesen eingeleitet werden.“ Bei den dort in 
Rede stehenden Materialien handelte es sich 
„zweifellos um solche, die nicht zum Wald 
gehören. Auch setzt der Tatbestand des § 24 
Abs. 1 LWaldG nicht voraus, dass als Folge der 
Verschmutzung die Benutzungsmöglichkei-
ten des Waldes beeinträchtigt werden, sich 
die physikalischen, chemischen und biologi-
schen Eigenschaften, mithin Funktionen des 
Waldes verschlechtert haben oder sonstige 
nachteilige Veränderungen eingetreten sind 
(vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg, Beschluss vom 25.03.2015, Az.: 
OVG 11 N 25.12 –, Rn. 6, juris)“. 

Rahmenvorgabe des örE bestätigt 

Die flächendeckende LVP-Erfassung mittels 
gelber Tonne kann durch den örE per Rah-
menvorgabe angeordnet werden, es kommt 
jedoch auf die Verhältnisse im Einzelfall an 
(VG Braunschweig, Urt. v. 23.02.2023, Az.: 4 A 
213/21). Ausführlich zu der Thematik in die-
sem Newsletter auf Seite 14. 

Geschäftsmodell: Abfall auf Grundstück 

Der Sofortvollzug einer baurechtlichen  
Anordnung, die auch die Entsorgung dort ge-
lagerten Sperrmüll und anderer Abfälle  

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/linus-viezens
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umfasst, ist insbesondere dann gerechtfer-
tigt bei einem Grundstückseigentümer, des-
sen Geschäftsmodell darauf angelegt ist, 
„Grundstücke zu erwerben und diese ohne 
Rücksicht auf baurechtliche Anforderungen 
und Gebote entweder selbst kurzfristig zu 
nutzen oder anderen zur Nutzung zu überlas-
sen“ (VG Berlin, Beschl. v. 17.02.2023, Az.: 13 
L 65/23). 

Behörden und kommunalen Unternehmen 
übersenden wir auf Nachfrage gerne die  
angeführten Entscheidungen. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 
-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

[GGSC] SEMINARE 

 

13. [GGSC] Expert:innen-Interview zum  
Berliner Solargesetz 
10.05.2023 
12:30 Uhr bis 12:50 Uhr 

 

 

Rechtsanwältin Caroline von Bechtolsheim 
Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Jens Kröcher 
Rechtsanwalt Linus Viezens 
Rechtsanwalt Dr. Frank Wenzel 
Online-Seminar:  
Praxis und Rechtsrahmen des Betriebs von 
Wertstoffhöfen  
11.05.2023 

 
24. [GGSC] Infoseminar „Erfahrungsaus-
tausch Kommunale Abfallwirtschaft“  
am 22. und 23.06.2022 in Berlin 
22./23.06.2023 

 

Die [GGSC] Seminare GmbH bietet Ihnen 
Inhouse-Schulungen zu allen aktuellen 
Rechtsfragen der Abfallwirtschaft, insb. zum 
Abfallgebühren, Vergabe- und Verpackungs-
recht an. Selbstverständlich besteht das  
Angebot auch für Webinare, die wir online 
mit Ihren Mitarbeiter:innen durchführen  
können. Senden Sie uns Ihre Anfrage bitte an  
info@ggsc-seminare.de. 

 

 

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/13-ggsc-expertinnen-interview-zum-berliner-solargesetz
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/praxis-und-rechtsrahmen-des-betriebs-von-wertstoffhoefen
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/24-ggsc-infoseminar-erfahrungsaustausch-kommunale-abfallwirtschaft-1
mailto:info@ggsc-seminare.de
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-frank-wenzel
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[GGSC] AUF VERANSTALTUNGEN 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 
Online-Seminar: Aktuelle Fragen bei der Er-
hebung von Straßenreinigungsgebühren: 

Akademie Dr. Obladen GmbH 

06.09.2023 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Frank Wenzel 
Online-Seminar: Einwegkunststofffonds 

Akademie Dr. Obladen GmbH 

07.09.2023 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 
Online-Seminar: Abfallgebühren 

Akademie Dr. Obladen GmbH 

21.09.2023 

[GGSC-VERÖFFENTLICHUNGEN] 

In der Ausgabe der Zeitschrift Müll und  
Abfall (Heft 4/2023, Seite 226) findet sich ein 
Beitrag von [GGSC] Rechtsanwält:innen zu 
folgendem Thema: 

 Ausweitung einer Tonnensammlung 
durch Rahmenvorgabe ist rechtmäßig 

 IVGT Lüneburg zum Ausgleich von Kos-
tenüber-/-unterdeckungen 

 

Rechtsanwalt Dr. Achim Willand  
Rechtsanwältin Sarah Hoesch 
„Mantelverordnung: Auswirkungen auf die 
Entsorgung mineralischer Abfälle und auf 
den Bodenschutz“ 

Zeitschrift für Umweltrecht 2023, 84-93. 

Rechtsanwalt Dr. Frank Wenzel 
„Die gewerbliche Verwertungstonne – 20 
Jahre legislatives und exekutives Versagen“ 

Zeitschrift für Umweltrecht 2023, 65-66. 

 

[HINWEIS AUF ANDERE GGSC-
NEWSLETTER] 

Vergabe Newsletter 
April 2023 

Einige Themen dieser Ausgabe: 
• Muss man wegen des Krieges in der 

Ukraine Preisgleitklauseln vereinba-
ren? 

• EuGH zu Anforderungen an vergabe-
freie Zusammenarbeit 

• Fehlen der letzten Seite des Ange-
botsformulars 213 als Ausschluss-
grund? 

• Aufhebung und Auftragswertschät-
zung 

• Fachkonferenz Entsorgungsvergaben 
2023 

https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04030-aktuelle-fragen-bei-der-erhebung-von-strassenreinigungsgebuehren
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04030-aktuelle-fragen-bei-der-erhebung-von-strassenreinigungsgebuehren
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04032-einwegkunststofffonds
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04032-einwegkunststofffonds
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/kreislaufwirtschaft/03120-abfallgebuehren
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/kreislaufwirtschaft/03120-abfallgebuehren
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/muss-man-wegen-des-krieges-in-der-ukraine-preisgleitklauseln-vereinbaren
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/muss-man-wegen-des-krieges-in-der-ukraine-preisgleitklauseln-vereinbaren
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/muss-man-wegen-des-krieges-in-der-ukraine-preisgleitklauseln-vereinbaren
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/eugh-zu-anforderungen-an-vergabefreie-zusammenarbeit
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/eugh-zu-anforderungen-an-vergabefreie-zusammenarbeit
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/fehlen-der-letzten-seite-des-angebotsformulars-213-als-ausschlussgrund
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/fehlen-der-letzten-seite-des-angebotsformulars-213-als-ausschlussgrund
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/fehlen-der-letzten-seite-des-angebotsformulars-213-als-ausschlussgrund
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/aufhebung-und-auftragswertschaetzung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/aufhebung-und-auftragswertschaetzung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/fachkonferenz-entsorgungsvergaben-2023
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/fachkonferenz-entsorgungsvergaben-2023
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• 24. [GGSC] Infoseminar 

 

Bau Newsletter 
Mai 2023 

Einige Themen dieser Ausgabe: 
• Probleme bei der Nutzungsänderung 

• Sanierungsverordnung für das  
Dragoner-Areal unwirksam 

• Vorsicht bei der „mittelbaren“ GFZ 

• OVG Berlin-Brandenburg stärkt 
Rechte von Plannachbarn 

• Anwendung des Berliner Solargeset-
zes hat begonnen 

• Kündigung wegen Mängel vor Ab-
nahme erschwert 

• Wann ist die Frist für die Forderung 
einer Sicherheitsleistung gemäß § 
650f BGB noch angemessen? 

• Kann der Auftragnehmer eine Sicher-
heit nach § 650f BGB auch für geän-
derte oder zusätzliche Leistungen 
verlangen? 

• Mehrvergütung für notwendige Zu-
satzleistungen – auch ohne Anord-
nung 

• Erleichterte Abrechnung von Stun-
denlohnarbeiten beim BGB-Werkver-
trag 

 

[HINWEIS AUF KOMMUNALWIRT-
SCHAFT.DE] 

Wir erlauben uns, Sie auf das Angebot der 
apm3 GmbH bzw. der Akademie Dr. Obladen 
hinzuweisen, dass Sie im Internet unter 
www.kommunalwirtschaft.eu finden. Auf 
der Seite finden Sie regelmäßig Neuigkeiten 
von [GGSC] zu abfall- und vergaberechtlichen 
Fragestellungen – klicken Sie dort auf die Ka-
tegorie „Recht [GGSC]“.Wenn Sie tagesaktu-
elle Informationen wünschen, bestellen Sie 
dort den (kostenlosen) „Tagesanzeiger“. 

https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2023/24-ggsc-infoseminar
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/probleme-bei-der-nutzungsaenderung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/sanierungsverordnung-fuer-das-dragoner-areal-unwirksam
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/sanierungsverordnung-fuer-das-dragoner-areal-unwirksam
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/vorsicht-bei-der-mittelbaren-gfz
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/ovg-berlin-brandenburg-staerkt-rechte-von-plannachbarn
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/ovg-berlin-brandenburg-staerkt-rechte-von-plannachbarn
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/anwendung-des-berliner-solargesetzes-hat-begonnen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/anwendung-des-berliner-solargesetzes-hat-begonnen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/kuendigung-wegen-maengel-vor-abnahme-erschwert
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/kuendigung-wegen-maengel-vor-abnahme-erschwert
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/wann-ist-die-frist-fuer-die-forderung-einer-sicherheitsleistung-gemaess-650f-bgb-noch-angemessen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/wann-ist-die-frist-fuer-die-forderung-einer-sicherheitsleistung-gemaess-650f-bgb-noch-angemessen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/wann-ist-die-frist-fuer-die-forderung-einer-sicherheitsleistung-gemaess-650f-bgb-noch-angemessen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/kann-der-auftragnehmer-eine-sicherheit-nach-650f-bgb-auch-fuer-geaenderte-oder-zusaetzliche-leistungen-verlangen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/kann-der-auftragnehmer-eine-sicherheit-nach-650f-bgb-auch-fuer-geaenderte-oder-zusaetzliche-leistungen-verlangen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/kann-der-auftragnehmer-eine-sicherheit-nach-650f-bgb-auch-fuer-geaenderte-oder-zusaetzliche-leistungen-verlangen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/kann-der-auftragnehmer-eine-sicherheit-nach-650f-bgb-auch-fuer-geaenderte-oder-zusaetzliche-leistungen-verlangen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/mehrverguetung-fuer-notwendige-zusatzleistungen-auch-ohne-anordnung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/mehrverguetung-fuer-notwendige-zusatzleistungen-auch-ohne-anordnung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/mehrverguetung-fuer-notwendige-zusatzleistungen-auch-ohne-anordnung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/erleichterte-abrechnung-von-stundenlohnarbeiten-beim-bgb-werkvertrag
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/erleichterte-abrechnung-von-stundenlohnarbeiten-beim-bgb-werkvertrag
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-mai-2023/erleichterte-abrechnung-von-stundenlohnarbeiten-beim-bgb-werkvertrag
http://www.kommunalwirtschaft.eu/
https://kommunalwirtschaft.eu/recht.html
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